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Auftrag Elbtal.Strom.Fix    Unser Service für Sie 
gültig bis 30.09.2026     Telefon   0800 7702651 (kostenfrei) 
       E-Mail   service@stadtwerke-elbtal.de 
       Internet   www.stadtwerke-elbtal.de 

Kundenbüro  Radebeul, Neubrunnstraße 8 
  Montag und Dienstag 
  Coswig, Karrasstraße 2 
  Mittwoch und Donnerstag 

 

  
1. Persönliche Angaben       
 
        
Anrede Titel (freiwillig) 
  
Vorname, Nachname  Geburtsdatum / für Firmen Registergericht/Registernummer 
  
Telefon/Mobil Straße, Hausnummer 
 

E-Mail PLZ, Ort 
 

2. Angaben zur Lieferung 
 
 
PLZ, Ort  Straße, Hausnummer 
 

 
Marktlokations-ID    Zählernummer    Jahresverbrauch (kWh/Jahr) 
 

 
  

  Ich ziehe neu ein bzw. bin umgezogen und möchte an meiner Einzugsdatum:             .             . 
      neuen Adresse von Stadtwerke Elbtal GmbH (SWE) beliefert         (nicht rückwirkend möglich) 
      werden. 
  

  Ich möchte unter meiner aktuellen Adresse zur SWE  Haben Sie bereits beim bisherigen Lieferanten gekündigt? 
      wechseln.   Nein. SWE soll für mich kündigen. 

                                                                                     .           .    
     Aktueller Lieferant                                  Wunschtermin Lieferbeginn  Ja. Ich habe bereits zum             .            .                         gekündigt.
        
4. Preise/Mindestvertragslaufzeit 
 

 

Mindestvertragslaufzeit und Preisgarantie* bis 31.12.2027 
 
 

 

 Verbrauchspreis  
in ct/kWh (netto) 

Verbrauchspreis in  
ct/kWh (brutto**) 

Grundpreis in  
EUR/Jahr (netto) 

Grundpreis in  
EUR/Jahr (brutto**) 

Elbtal.Strom.Fix 24,92 29,65 95,80 114,00 
 

 
* Ausgenommen hiervon sind Änderungen der im Bruttopreis enthaltenen Umsatzsteuer und Stromsteuer sowie eventuell nach Vertrags-
schluss neu eingeführte Steuern, Abgaben oder sonstige staatlich veranlasste Mehrbelastungen/Entlastungen. Änderungen der Preise erfolgen 
entsprechend dem Abschnitt zu Preisänderungen der Allgemeinen Vertragsbedingungen. 
 
** Die Bruttopreise beinhalten die gesetzliche Umsatzsteuer (zzt. 19 %) und alle sonstigen Preisbestandteile. 
 
Im Umfang und für den Zeitraum der Preisgarantie handelt es sich um einen Tarif mit festen Preisen. Im Übrigen handelt es sich um variable 
Preise. 
 
 

 
Bitte unterschreiben Sie den Auftrag auf der Folgeseite!  

3. Informationen zum Wechsel 



 

 
 
 

   Ich zahle per SEPA-Lastschrift.    Ich zahle per SEPA-Überweisung. 
 

Ich ermächtige die SWE (Gläubiger-Identifikationsnummer DE41ZZZ00000001365), Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzuzie-
hen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von der SWE auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen.  
Hinweis: Ich kann innerhalb von 8 Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen.  
Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. 
 

 
Name, Vorname Kontoinhaber Name und Ort Kreditinstitut 
 
 
 

Anschrift Kontoinhaber 
 

 

 
IBAN 
 

wird separat mitgeteilt   
Mandatsreferenz  Datum, Unterschrift Kontoinhaber    

 
 
 

Der Kunde bevollmächtigt die SWE zur Vornahme aller Handlungen sowie Abgabe und Entgegennahme aller Erklärungen, die im Zusammenhang 
mit dem Wechsel des Lieferanten erforderlich werden. Diese Vollmacht gilt insbesondere für einen Widerruf und/oder eine ggf. erforderliche Kün-
digung des bisherigen Stromliefervertrages. Daneben erklärt der Kunde seine Einwilligung zu allen Handlungen des Lieferanten und des zuständi-
gen Messstellenbetreibers, die zur Durchführung des Messstellenbetriebs erforderlich sind, und bevollmächtigt den Lieferanten und den zustän-
digen Messstellenbetreiber zur Abfrage von Geschäftsdaten nach Maßgabe der GPKE (BK6-06-009). Zudem bevollmächtigt der Kunde die SWE 
auch zur Kündigung etwaiger bestehender Verträge über die Durchführung des Messstellenbetriebs. Der Kunde bevollmächtigt die SWE ferner zur 
Abfrage seiner Messwerte (auch Vorjahresverbrauchsdaten) beim jeweils zuständigen Messstellenbetreiber. 
Die SWE ist durch die Vollmacht nicht zu einer Erklärung verpflichtet, sondern nur berechtigt. 
 

 
 

Widerrufsbelehrung 
 

Widerrufsrecht 
Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von Gründen diesen Vertrag zu widerrufen.  
Die Widerrufsfrist beträgt vierzehn Tage ab dem Tag des Vertragsabschlusses.  
Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns (Stadtwerke Elbtal GmbH, Neubrunnstraße 8, 01445 Radebeul, Telefon 0800 7702651,  
E-Mail service@stadtwerke-elbtal.de) mittels einer eindeutigen Erklärung (z. B. ein mit der Post versandter Brief oder eine E-Mail) über Ihren 
Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren. Sie können dafür das beigefügte Muster-Widerrufsformular verwenden, das jedoch nicht 
vorgeschrieben ist. Sie können Ihr Widerrufsrecht auch online unter www.stadtwerke-elbtal.de ausüben. Wenn Sie diese Online-Funktion nutzen, 
übermitteln wir Ihnen auf einem dauerhaften Datenträger (z. B. durch eine E-Mail) unverzüglich eine Eingangsbestätigung mit Informationen zum 
Inhalt der Widerrufserklärung sowie dem Datum und der Uhrzeit ihres Eingangs. Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Mittei-
lung über die Ausübung des Widerrufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist absenden. 
 

Folgen des Widerrufs 
Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir von Ihnen erhalten haben, einschließlich der Lieferkosten (mit Aus-
nahme der zusätzlichen Kosten, die sich daraus ergeben, dass Sie eine andere Art der Lieferung als die von uns angebotene, günstigste Stan-
dardlieferung gewählt haben), unverzüglich und spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag zurückzuzahlen, an dem die Mitteilung über Ihren 
Widerruf dieses Vertrags bei uns eingegangen ist. Für diese Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der ursprünglichen 
Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit Ihnen wurde ausdrücklich etwas anderes vereinbart; in keinem Fall werden Ihnen wegen dieser 
Rückzahlung Entgelte berechnet.  
Haben Sie verlangt, dass die Dienstleistungen oder Lieferung von Strom während der Widerrufsfrist beginnen soll, so haben Sie uns einen ange-
messenen Betrag zu zahlen, der dem Anteil der bis zu dem Zeitpunkt, zu dem Sie uns von der Ausübung des Widerrufsrechts hinsichtlich dieses 
Vertrags unterrichten, bereits erbrachten Dienstleistungen im Vergleich zum Gesamtumfang der im Vertrag vorgesehenen Dienstleistungen ent-
spricht. 

 
 
 
 

Ich beauftrage die Stadtwerke Elbtal GmbH (SWE), Neubrunnstraße 8, 01445 Radebeul mit der Lieferung des gesamten Bedarfs an Strom für mei-
ne Lieferstelle zu den im Auftrag genannten Bedingungen und den beiliegenden Allgemeinen Vertragsbedingungen. Die Informationen zur
Verarbeitung personenbezogener Daten finden Sie in den Datenschutzinformationen unter
www.stadtwerke-elbtal.de/datenschutz.
 

        
Ort, Datum      Unterschrift Auftraggeber    

 
 

    E1-SLP-GOL_072026

 

8. Auftragserteilung 
 

 

 

7. Widerrufsbelehrung für Verbraucher i. S. d. § 13 BGB  
 

5. Zahlweisen 

6. Vollmacht 

mailto:service@stadtwerke-elbtal.de
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Vorsitzender des Aufsichtsrates:   Sitz der Gesellschaft:           Handelsregister:          Bankverbindung: 
Bert Wendsche   Neubrunnstraße 8           HRB 9902           Commerzbank AG  
Geschäftsführung:  01445 Radebeul            Amtsgericht Dresden          IBAN DE23 8508 0000 0850 5500 01 
Annett Müller-Bühren              USt-IdNr. DE165164989                                               BIC DRESDEFF850 
Olaf Terno 

Allgemeine Vertragsbedingungen             Stand: 07/2026 
Strom für Privat- und Gewerbekunden (AVB Strom für Privat- und Gewerbekunden) 
 
1. Vertragsgrundlagen 
Die Stadtwerke Elbtal GmbH (SWE) liefert dem Kunden Strom auf Grundlage der im Auftrag ge-
nannten und der nachfolgenden Allgemeinen Vertragsbedingungen. Soweit im Vertrag nichts Ab-
weichendes bestimmt ist, gelten ergänzend die Regelungen der beiliegenden Verordnung über All-
gemeine Bedingungen für die Grundversorgung von Haushaltskunden und die Ersatzversorgung 
mit Elektrizität aus dem Niederspannungsnetz (StromGVV) sowie die beiliegenden Ergänzenden 
Bedingungen der SWE zur StromGVV entsprechend. 
 
2. Voraussetzungen der Lieferung 
Die Stromlieferung erfolgt nur für Lieferstellen mit einem jährlichen Verbrauch bis 100.000 kWh in 
Niederspannung für den Eigenverbrauch. 
 
3. Vertragsbeginn, Vertragslaufzeit, Kündigung, Wohnsitzwechsel und Übertragung des Vertra-
ges 
3.1 Das Angebot der SWE in Prospekten, Anzeigen, Formularen etc. ist freibleibend und unverbind-
lich.  
3.2 Der Vertrag kommt durch Vertragsbestätigung der SWE in Textform unter Angabe des Liefer-
beginns zustande. Der Lieferbeginn hängt davon ab, dass alle für die Belieferung notwendigen 
Maßnahmen (Kündigung des bisherigen Liefervertrages etc.) erfolgt sind. Eine Belieferung vor Ab-
lauf der gesetzlichen Widerrufsfrist des Kunden erfolgt nur auf ausdrücklichen Wunsch des Kun-
den. 
3.3 Mindestvertragslaufzeit 
3.3.1 Bei Verträgen ohne Mindestvertragslaufzeit läuft der Vertrag auf unbestimmte Zeit, bis er 
vom Kunden oder von der SWE mit einer Frist von einem Monat gekündigt wird. 
3.3.2 Bei Verträgen mit Mindestvertragslaufzeit läuft der Vertrag zunächst bis zum Ablauf der 
Mindestvertragslaufzeit. Der Vertrag verlängert sich nach Ende dieser Mindestvertragslaufzeit 
auf unbestimmte Zeit und kann vom Kunden oder von der SWE mit einer Frist von einem Mo-
nat, erstmals zum Ablauf der Mindestvertragslaufzeit, gekündigt werden. 
3.4 Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist gekündigt werden. Ein 
wichtiger Grund liegt für die SWE insbesondere vor,   
- wenn der Kunde in nicht unerheblichem Maße schuldhaft Energie unter Umgehung, Beeinflus-
sung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen verwendet („Energiediebstahl“) und die Unter-
brechung zur Verhinderung einer weiteren unberechtigten Energieentnahme erforderlich ist oder  
- wenn der Kunde in Zahlungsverzug ist.  
Im letztgenannten Fall („Zahlungsverzug“) ist dem Kunden die Kündigung mindestens zwei Wo-
chen vorher anzudrohen. Die Kündigung unterbleibt in diesem Fall, wenn die Folgen der Kündigung 
außer Verhältnis zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen oder der Kunde darlegt, dass hinrei-
chende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen vollumfänglich nachkommt. 
3.5 Eine Kündigung bedarf der Textform (z. B. Brief, E-Mail). Die SWE hat eine Kündigung des Kun-
den innerhalb einer Woche nach Zugang unter Angabe des Vertragsendes in Textform zu bestäti-
gen. Besondere gesetzliche oder vertragliche Kündigungsrechte (inklusive nach diesen Allgemei-
nen Vertragsbedingungen) bleiben unberührt. 
3.6 Ist der Kunde ein Haushaltskunde i. S. d. § 3 Nr. 57 EnWG, ist er im Falle eines Wohnsitz-
wechsels zu einer außerordentlichen Kündigung des Vertrages unter Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist von sechs Wochen berechtigt. Die Kündigung kann mit Wirkung zum Zeitpunkt des 
Auszugs oder mit Wirkung zu einem späteren Zeitpunkt erklärt werden. Die Sätze 1 und 2 sind 
nicht anzuwenden, wenn die SWE dem Kunden binnen zwei Wochen nach Erhalt der Kündigung in 
Textform eine Fortsetzung des Vertrages an dessen neuem Wohnsitz zu den bisherigen Vertrags-
bedingungen anbietet und die Belieferung an der neuen Lieferstelle möglich ist. Zu diesem Zwecke 
hat der Kunde in seiner außerordentlichen Kündigung seine zukünftige Anschrift oder eine zur Be-
zeichnung seiner zukünftigen Lieferstelle verwendete Identifikationsnummer mitzuteilen. 
3.7 Die SWE ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag als Gesamtheit auf einen 
personell, technisch und wirtschaftlich leistungsfähigen Dritten zu übertragen. Eine Übertragung 
ist dem Kunden spätestens einen Monat vor dem Zeitpunkt der Übertragung unter Angabe dieses 
Zeitpunktes mitzuteilen. In diesem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Übertragung zu kündigen. Hie-
rauf wird der Kunde von der SachsenEnergie.VB AG in der Mitteilung gesondert hingewiesen. Das 
Recht zur Abtretung von Forderungen nach § 398 BGB sowie eine gesetzliche Rechtsnachfolge  
(z. B. bei Übertragungen i. S. d. Umwandlungsgesetzes) bleiben unberührt. 
 
4. Preise, Preisänderungen 
4.1 Im Strompreis sind die folgenden Kosten enthalten: die Beschaffungs- und Vertriebskosten, 
die Umsatzsteuer, die Stromsteuer, die an den Netzbetreiber und Messstellenbetreiber zu entrich-
tenden Entgelte, die Konzessionsabgaben, die Umlagen nach § 12 Abs. 1 des Energiefinanzie-
rungsgesetzes (KWKG-Umlage, Offshore-Netzumlage) sowie der Aufschlag für besondere Netz-
nutzung (enthält derzeit den Aufschlag für besondere einspeiseseitige Netznutzung nach der 
Festlegung der BNetzA Az. BK8-24-001-A und die Umlage nach § 19 Abs. 2 StromNEV). 
4.2 Preisänderungen durch die SWE erfolgen im Wege der einseitigen Leistungsbestimmung in 
Ausübung billigen Ermessens nach § 315 BGB. Der Kunde kann dies nach § 315 Abs. 3 BGB zivilge-
richtlich überprüfen lassen. Bei der einseitigen Leistungsbestimmung durch die SWE sind aus-
schließlich Änderungen der Kosten zu berücksichtigen, die für die Preisermittlung nach Ziff. 4.1 

maßgeblich sind. Die SWE ist bei Kostensteigerungen berechtigt, bei Kostensenkungen verpflich-
tet, eine Preisänderung durchzuführen. Bei der Preisermittlung ist die SWE verpflichtet, Kosten-
steigerungen nur unter Ansatz gegenläufiger Kostensenkungen zu berücksichtigen und eine Sal-
dierung von Kostensteigerungen und Kostensenkungen vorzunehmen.  
4.3 Die SWE nimmt mindestens alle zwölf Monate eine Überprüfung der Kostenentwicklung vor. 
Die SWE hat den Umfang und den Zeitpunkt einer Preisänderung so zu bestimmen, dass Kosten-
senkungen nach denselben betriebswirtschaftlichen Maßstäben Rechnung getragen wird wie Kos-
tenerhöhungen. Insbesondere darf die SWE Kostensenkungen nicht später weitergeben als Kos-
tensteigerungen. 
4.4 Änderungen der Preise werden erst nach Mitteilung in Textform an die Kunden wirksam, die 
spätestens zwei Wochen, bei Haushaltskunden i. S. d. § 3 Nr. 57 EnWG spätestens einen Monat 
vor der beabsichtigten Änderung erfolgen muss. Die Mitteilung erfolgt in einfacher und verständli-
cher Weise unter Hinweis auf Anlass, Umfang und Voraussetzung der Preisänderung. 
4.5 Ändert die SWE die Preise, so hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Preisänderung zu kündigen. Hierauf 
wird die SWE den Kunden in der Mitteilung über die bevorstehende Änderung ausdrücklich hinwei-
sen. Die SWE hat die Kündigung des Kunden innerhalb einer Woche nach Zugang unter Angabe des 
Vertragsendes in Textform zu bestätigen. Das Recht zur ordentlichen Kündigung nach Ziff. 3.3 
bleibt unberührt.  
4.6 Abweichend von vorstehenden Ziff. 4.2 bis 4.5 werden Änderungen der Umsatzsteuer gemäß 
Umsatzsteuergesetz ohne Ankündigung und ohne außerordentliche Kündigungsmöglichkeit an 
den Kunden weitergegeben. Darüber hinaus bestehende gesetzliche Regelungen zur unveränder-
ten Weitergabe von Mehr- oder Minderbelastungen (bspw. derzeit nach § 41 Abs. 6 EnWG) bleiben 
unberührt. 
4.7 Ziff. 4.2 bis 4.5 gelten auch, soweit künftig neue Steuern, Abgaben oder sonstige staatlich ver-
anlasste, die Beschaffung, Erzeugung, Netznutzung (Übertragung und Verteilung) oder den Ver-
brauch von elektrischer Energie betreffende Mehrbelastungen oder Entlastungen wirksam wer-
den.  
4.8 Aktuelle Informationen zu Produkten, gebündelten Produkten/Leistungen und Preisen sind un-
ter www.stadtwerke-elbtal.de veröffentlicht. 
4.9 Der Messstellenbetrieb wird durch den Messstellenbetreiber erbracht und ist Bestandteil die-
ses Vertrags im Sinne des § 9 Abs. 2 MsbG, soweit der Kunde keinen Vertrag mit einem wettbe-
werblichen Messstellenbetreiber schließt. Die SWE stellt dem Kunden das Entgelt für den Mess-
stellenbetrieb unter den Voraussetzungen von Ziff. 4.1 in Rechnung. 
 
5. Ablesung, Abschlagszahlung, Zeitpunkt der Abrechnung und Zahlungsweisen 
5.1 Die Ablesung der Messeinrichtungen wird vom Messstellenbetreiber oder der SWE oder, so-
fern keine Fernübermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. über ein intelligentes Messsystem) erfolgt, 
auf Verlangen der SWE oder des Messstellenbetreibers kostenlos vom Kunden durchgeführt. Ver-
langt die SWE eine Selbstablesung des Kunden, fordert die SWE den Kunden rechtzeitig dazu auf. 
Die Ablesung der Messeinrichtungen erfolgt zum Zwecke der Abrechnung, etwa anlässlich eines 
Lieferantenwechsels oder bei Vorliegen eines berechtigten Interesses der SWE an einer Überprü-
fung der Ablesung, und zum Zwecke der Erstellung der Abrechnungsinformationen. Der Kunde 
kann einer Selbstablesung widersprechen, wenn ihm diese nicht zumutbar ist. 
5.2 Der Zählerstand zum Zeitpunkt des Lieferbeginns wird von der SWE rechnerisch ermittelt, so-
fern der SWE keine abgelesenen Zählerdaten vorliegen.  
5.3 Die SWE kann vom Kunden monatliche Abschlagszahlungen verlangen. Die Höhe der Ab-
schlagszahlung richtet sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden Abrechnungszeitraums und 
dem aktuellen Vertragspreis oder nach dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden 
und dem aktuellen Vertragspreis. Macht der Kunde glaubhaft, dass der Verbrauch erheblich ab-
weicht, ist dies angemessen zu berücksichtigen. Im Falle einer monatlichen Abrechnung erhebt die 
SWE keine Abschlagszahlungen. 
5.4 Die Abrechnung erfolgt durch die SWE einmal pro Jahr, über den von der SWE bestimmten 
Zeitraum, der zwölf Monate nicht überschreitet und zum Ende des Lieferverhältnisses, soweit der 
Kunde keinen anderen von der SWE angebotenen Abrechnungszeitraum mit der SWE vereinbart 
hat. 
5.5 Der Kunde ist berechtigt, seine Zahlungen an die SWE im Wege des Lastschriftverfahrens, mit-
tels Dauerauftrags oder Überweisung (auch Barüberweisung) zu leisten.  
 
6. Haftung 
6.1 Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Strom-
versorgung sind, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebs einschließlich des Netz-
anschlusses oder einer Störung des Messstellenbetriebs handelt, gegenüber dem Netzbetreiber 
bzw. Messstellenbetreiber geltend zu machen (§ 18 Niederspannungsanschlussverordnung – 
NAV). 
6.2 In allen übrigen Haftungsfällen (z. B. bei schuldhafter Pflichtverletzung vertraglich vereinbarter 
Leistungen, wozu auch ungenaue oder verspätete Abrechnungen zählen können) ist die Haftung 
der Parteien sowie ihrer Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen für schuldhaft verursachte Schäden 
ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt 
wurde; dies gilt nicht bei Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesund-
heit, oder der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, d. h. solcher Pflichten, 
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deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und 
auf deren Einhaltung der Vertragspartner vertrauen darf (sog. Kardinalpflichten). Im Falle einer 
Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit be-
ruht, beschränkt sich die Haftung auf den Schaden, den die haftende Partei bei Abschluss des Ver-
trages als mögliche Folge der Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder unter Berücksichtigung 
der Umstände, die sie kannte oder kennen musste, hätte voraussehen müssen. 
6.3 Zwingende gesetzliche Bestimmungen (bspw. nach dem Produkthaftungsgesetz) bleiben un-
berührt. 
 
7. Einstellung der Lieferung und Unterbrechung der Anschlussnutzung  
7.1 Das Recht der SWE zu Versorgungsunterbrechungen wegen Nichtzahlung gegenüber Haus-
haltskunden i. S. d. § 3 Nr. 57 EnWG richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen (derzeit  
§§ 41f, 41g EnWG). 
7.2 Soweit der Kunde kein Haushaltskunde ist, ist die SWE berechtigt, die Lieferung sofort einzu-
stellen und die Anschlussnutzung durch den zuständigen Netzbetreiber unterbrechen zu lassen 
(„Sperrung“),  
- wenn der Kunde in nicht unerheblichem Maße schuldhaft Energie unter Umgehung, Beeinflus-
sung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen verwendet („Energiediebstahl“), oder   
- wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag, mindestens aber mit 100,00 Euro (inklu-
sive Mahn- und Inkassokosten) in Verzug ist und seiner Zahlungspflicht nicht innerhalb einer von 
der SWE daraufhin unter Androhung der Sperrung gesetzten Frist von einer Woche nachkommt. 
Hat der Kunde eine Sicherheit geleistet, kann die SWE die Lieferung nur einstellen und den zustän-
digen Netzbetreiber nur dann mit der Unterbrechung der Anschlussnutzung beauftragen, sofern 
die geleistete Sicherheit das Sicherungsinteresse der SWE (noch nicht bezahltes Entgelt für an den 
Kunden gelieferte bzw. noch zu liefernde Energie sowie etwaigen Schadensersatz wegen Nichter-
füllung des Vertrags) nicht vollumfänglich absichert. Dieses Recht besteht, bis die SWE den vollen 
Betrag aller fälligen Zahlungen (einschließlich Verzugszinsen und Aufwendungen) erhalten hat; 
oder  
- wenn der Kunde ganz oder teilweise eine geschuldete Vorauszahlung und/oder vereinbarte Si-
cherheit nicht leistet und seiner Pflicht nicht innerhalb einer von der SWE daraufhin unter Andro-
hung der Sperrung gesetzten Frist von einer Woche nachkommt. Dieses Recht besteht bis zum 
vollständigen Erhalt der geschuldeten Vorauszahlung oder Sicherheit.  
Die Unterbrechung unterbleibt, wenn ihre Folgen außer Verhältnis zur Schwere des Verzugs ste-
hen oder der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen 
unverzüglich und vollumfänglich nachkommt. Der Kunde wird die SWE auf etwaige Besonderhei-
ten, die einer Unterbrechung zwingend entgegenstehen, unverzüglich in Textform hinweisen.  
Die Unterbrechung der Belieferung erfolgt im Auftrag der SWE durch den zuständigen Netzbetrei-
ber. Die SWE wird dem Kunden die Beauftragung des Netzbetreibers in Textform mitteilen. Der 
Netzbetreiber hat für die Umsetzung der Unterbrechung nach den Vorgaben des einheitlichen 
Netznutzungsvertrags Strom bis zu sechs Werktage Zeit.   
Die tatsächlich entstandenen Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Beliefe-
rung werden dem Kunden von der SWE in Rechnung gestellt. Die SWE wird die Lieferung unver-
züglich wieder aufnehmen, sobald die Gründe für die Unterbrechung entfallen sind und der Kunde 
die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung der Belieferung ersetzt hat.  
7.3 Weitergehende vertragliche oder gesetzliche Rechte der SWE zur Versorgungsunterbrechung 
bleiben unberührt. 
 
8. Schlussbestimmungen  
8.1 Die Regelungen des Vertrages beruhen auf den gesetzlichen und sonstigen Rahmenbedingun-
gen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z. B. EnWG, StromGVV, MsbG, höchstrichterliche Recht-
sprechung, Entscheidungen der Bundesnetzagentur). Das vertragliche Äquivalenzverhältnis kann 
nach Vertragsschluss durch unvorhersehbare Änderungen der gesetzlichen oder sonstigen Rah-
menbedingungen (z. B. durch Gesetzesänderungen, sofern deren konkreter Inhalt nicht bereits – 
etwa in der Phase zwischen dem Abschluss des förmlichen Gesetzgebungsverfahrens und dem 
Inkrafttreten – absehbar war), die die SWE nicht veranlasst und auf die sie auch keinen Einfluss 
hat, in nicht unbedeutendem Maße gestört werden. Ebenso kann nach Vertragsschluss eine im 
Vertrag entstandene Lücke nicht unerhebliche Schwierigkeiten bei der Durchführung des Vertrages 
entstehen lassen (etwa, wenn die Rechtsprechung eine Klausel für unwirksam erklärt), die nur 
durch eine Anpassung oder Ergänzung zu beseitigen sind. In solchen Fällen ist die SWE verpflich-
tet, den Vertrag - mit Ausnahme der Preise - unverzüglich insoweit anzupassen und/oder zu er-
gänzen, als es die Wiederherstellung des Äquivalenzverhältnisses von Leistung und Gegenleistung 
und/oder der Ausgleich entstandener Vertragslücken zur zumutbaren Fort- und Durchführung des 
Vertragsverhältnisses erforderlich macht (z. B. mangels gesetzlicher Überleitungsbestimmungen). 
Anpassungen des Vertrages nach dieser Ziffer sind nur zum Monatsersten möglich. Die Anpassung 
wird nur wirksam, wenn die SWE dem Kunden die Anpassung spätestens einen Monat vor dem 
geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde das Recht, den Ver-
trag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ver-
tragsanpassung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde von der SWE in der Mitteilung gesondert 
hingewiesen. 
8.2 Ein Lieferantenwechsel erfolgt unentgeltlich und zügig. Aktuelle Informationen zu Wartungs-
diensten und -entgelten sind beim jeweils zuständigen Netzbetreiber erhältlich. 
8.3 Diese Bedingungen sind abschließend. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. 
8.4 Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein oder 
werden, so bleibt der Vertrag im Übrigen davon unberührt. 
 
Anlagen  
StromGVV sowie Ergänzende Bedingungen der SWE zur StromGVV 
Muster-Widerrufsformular 
 

Informationen zum Streitbeilegungsverfahren 
1. Die SWE beantwortet Beanstandungen von Verbrauchern im Sinne des § 13 BGB insbesondere 
zum Vertragsabschluss oder zur Qualität von Leistungen der SWE (Verbraucherbeschwerden) nach 
§ 111a EnWG innerhalb von vier Wochen ab Zugang. Diese sind zu richten an:  
Stadtwerke Elbtal GmbH, Neubrunnstraße 8, 01445 Radebeul oder per Telefon an 0800 7702651 
oder per E-Mail an service@stadtwerke-elbtal.de. 
2. Wird der Verbraucherbeschwerde durch die SWE in dieser Zeit nicht abgeholfen, kann der Kunde 
als Verbraucher nach § 111b EnWG die Schlichtungsstelle anrufen. Die SWE ist verpflichtet, an 
dem Schlichtungsverfahren vor der Schlichtungsstelle teilzunehmen. Das Recht der Beteiligten, die 
Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren (z. B. nach dem EnWG) zu beantragen, bleibt unbe-
rührt. Die Schlichtungsstelle ist zurzeit erreichbar unter:  
Schlichtungsstelle Energie e. V., Friedrichstraße 133, 10117 Berlin,  
Telefon: 030 2757240-0, Telefax: 030 2757240-69,  
E-Mail: info@schlichtungsstelle-energie.de, www.schlichtungsstelle-energie.de.  
3. Allgemeine Informationen zu Verbraucherrechten erteilt der Verbraucherservice der Bundes-
netzagentur für den Bereich Elektrizität und Gas, 53105 Bonn, Telefon: 0228 141516,  
E-Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de oder über das Verbraucherkontaktformular unter  
http://www.bundesnetzagentur.de/DE/Vportal/Energie/Kontaktformu-
lar/Form01/formular_node.html. 
 
Zusätzliche Informationen bei Verträgen im elektronischen Geschäftsverkehr  
Bestellt der Kunde ein Produkt im elektronischen Geschäftsverkehr (z. B. über die Online-Bestell-
strecke oder das Kundenportal der SWE), wählt er zunächst ein Produkt aus und füllt im Anschluss 
das Online-Formular aus. Nach Prüfung seiner Angaben gibt der Kunde mit Betätigung des But-
tons „Zahlungspflichtig bestellen“ ein verbindliches Angebot ab. Ist die Bestellung erfolgreich ver-
sendet worden, erhält der Kunde eine Bestätigungs-E-Mail zur Bestellung. Diese Bestätigungs-E-
Mail stellt keine Annahme des Angebotes des Kunden dar, sondern informiert den Kunden nur dar-
über, dass sein verbindliches Angebot bei der SWE eingegangen ist. Der Vertrag kommt erst mit 
Annahme des Angebotes (Vertragsbeginn) durch Vertragsbestätigung der SWE zustande.  
Der Kunde kann seine Bestellung auf der Online-Bestellstrecke oder im Kundenportal vor Abgabe 
seines verbindlichen Angebotes jederzeit durch Betätigung des „Zurück“-Buttons sowie durch 
Schließen des Browser-Fensters abbrechen. Die vor Abschluss der Bestellung erscheinende Zu-
sammenfassungsseite ermöglicht es dem Kunden, seine Angaben nochmals auf Eingabefehler hin 
zu prüfen und im Falle des Vorliegens eines Eingabefehlers diesen nach Betätigung des „Zurück“-
Buttons zu korrigieren.  
Die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Vertragsbedingungen werden nach 
Vertragsschluss von der SWE gespeichert und sind dem Kunden im Kundenportal der SWE zu-
gänglich. Für den Vertragsschluss steht ausschließlich Deutsch als Sprache zur Verfügung. 
 
Datenschutzinformation 
Die Informationen zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten erhalten Sie in den Daten-
schutzinformationen. Diese und weiterführende Informationen finden Sie auch im Internet unter  
www.stadtwerke-elbtal.de/datenschutz. 
 
Hinweis 
Die Belieferung erfolgt außerhalb der Grundversorgung. 
 

mailto:service@stadtwerke-elbtal.de
mailto:info@schlichtungsstelle-energie.de
http://www.schlichtungsstelle-energie.de/
http://www.schlichtungsstelle-energie.de/
mailto:verbraucherservice-energie@bnetza.de
http://www.bundesnetzagentur.de/DE/Vportal/Energie/Kontaktformular/Form01/formular_node.html
http://www.bundesnetzagentur.de/DE/Vportal/Energie/Kontaktformular/Form01/formular_node.html
http://www.stadtwerke-elbtal.de/datenschutz


 

 
Vorsitzender des Aufsichtsrates:   Sitz der Gesellschaft:           Handelsregister:          Bankverbindung: 
Bert Wendsche   Neubrunnstraße 8           HRB 9902           Commerzbank AG  
Geschäftsführung:  01445 Radebeul            Amtsgericht Dresden          IBAN DE23 8508 0000 0850 5500 01 
Annett Müller-Bühren              USt-IdNr. DE165164989                                               BIC DRESDEFF850 
Olaf Terno 

Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Grundversorgung von Haushaltskunden und die Ersatzversorgung 
mit Elektrizität aus dem Niederspannungsnetz (Stromgrundversorgungsverordnung - StromGVV)  
vom 26. Oktober 2006 - zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 18. Dezember 2025 (BGBl. I Nr. 347)

Teil 1 – Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen 
(1) Diese Verordnung regelt die Allgemeinen Bedingungen, zu denen Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen Haushaltskunden in Niederspannung im Rahmen der Grundversorgung nach  
§ 36 Absatz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes zu Allgemeinen Preisen mit Elektrizität zu beliefern 
haben. Die Bestimmungen dieser Verordnung sind Bestandteil des Grundversorgungsvertrages 
zwischen Grundversorgern und Haushaltskunden. Soweit die Messung mit einer Messeinrichtung 
nach § 2 Nummer 7 oder 15 des Messstellenbetriebsgesetzes erfolgt und nicht nach Satz 4 aus-
drücklich etwas anderes vereinbart ist, beinhaltet der Grundversorgungsvertrag einen kombinier-
ten Vertrag im Sinne des § 9 Absatz 2 des Messstellenbetriebsgesetzes, in dessen Rahmen der 
Grundversorger nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Messstellenbetriebsgesetzes den Mess-
stellenvertrag mit dem Messstellenbetreiber abschließt. Anstelle eines kombinierten Vertrages 
nach Satz 3 hat der Grundversorger auf Verlangen des Kunden mit diesem einen Grundversor-
gungsvertrag ohne Einbeziehung des Messstellenbetriebs abzuschließen. Diese Verordnung regelt 
zugleich die Bedingungen für die Ersatzversorgung nach § 38 Absatz 1 des Energiewirtschaftsge-
setzes. Sie gilt für alle nach dem 12. Juli 2005 abgeschlossenen Versorgungsverträge, soweit diese 
nicht vor dem 8. November 2006 beendet worden sind. 
(2) Kunden im Sinne dieser Verordnung sind der Haushaltskunde und im Rahmen der Ersatzver-
sorgung der Letztverbraucher. 
(3) Grundversorger im Sinne dieser Verordnung ist ein Elektrizitätsversorgungsunternehmen, das 
nach § 36 Absatz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes in einem Netzgebiet die Grundversorgung mit 
Elektrizität durchführt. 
 
§ 2 Vertragsschluss 
(1) Der Grundversorgungsvertrag soll in Textform abgeschlossen werden. Ist er auf andere Weise 
zustande gekommen, so hat der Grundversorger den Vertragsschluss dem Kunden unverzüglich in 
Textform zu bestätigen. 
(2) Kommt der Grundversorgungsvertrag dadurch zustande, dass Elektrizität aus dem Elektrizi-
tätsversorgungsnetz der allgemeinen Versorgung entnommen wird, über das der Grundversorger 
die Grundversorgung durchführt, so ist der Kunde verpflichtet, dem Grundversorger die Entnahme 
von Elektrizität unverzüglich in Textform mitzuteilen. Die Mitteilungspflicht gilt auch, wenn die Be-
lieferung des Kunden durch ein Elektrizitätsversorgungsunternehmen endet und der Kunde kein 
anschließendes Lieferverhältnis mit einem anderen Elektrizitätsversorgungsunternehmen begrün-
det hat. 
(3) Ein Grundversorgungsvertrag oder die Bestätigung des Vertrages muss alle für einen Vertrags-
schluss notwendigen Angaben enthalten, insbesondere auch:  
1. Angaben zum Kunden (Firma, Registergericht und Registernummer oder Familienname und 

Vorname sowie Adresse und Kundennummer), 
2. Angaben über die belieferte Verbrauchsstelle einschließlich der zur Bezeichnung der Entnah-

mestelle verwendeten Identifikationsnummer, 
3. Angaben zum Grundversorger (Firma, Registergericht, Registernummer und Adresse), 
4. Angaben zum Netzbetreiber, in dessen Netzgebiet die Grundversorgung durchgeführt wird 

(Firma, Registergericht, Registernummer und Adresse) und zum Messstellenbetreiber sowie 
5. Angaben zu den Allgemeinen Preisen nach § 36 Absatz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes, 

wobei folgende Belastungen, soweit sie Kalkulationsbestandteil der geltenden Allgemeinen 
Preise sind, gesondert auszuweisen sind: 
a) die Stromsteuer nach § 3 des Stromsteuergesetzes vom 24. März 1999 (BGBl. I S. 

378, 2000 I S. 147) in der jeweils geltenden Fassung, 
b) die Konzessionsabgabe nach Maßgabe des § 4 Absatz 1 und 2 der Konzessionsabga-

benverordnung vom 9. Januar 1992 (BGBl. I S. 12, 407), die zuletzt durch Artikel 3 Ab-
satz 4 der Verordnung vom 1. November 2006 (BGBl. I S. 2477) geändert worden ist, 

c) jeweils gesondert die Umlagen und Aufschläge nach § 12 Absatz 1 des Energiefinan-
zierungsgesetzes, § 19 Absatz 2 der Stromnetzentgeltverordnung und § 18 der Ver-
ordnung zu abschaltbaren Lasten vom 28. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2998) in der je-
weils geltenden Fassung, 

d) jeweils gesondert die Netzentgelte und, soweit sie nach § 1 Absatz 1 Satz 3 Gegen-
stand des Grundversorgungsvertrages sind, die Entgelte des Messstellenbetreibers 
oder die Entgelte der Betreiber von Energieversorgungsnetzen für den Messstellen-
betrieb und die Messung. 

Wenn dem Grundversorger die Angaben nach Satz 1 Nummer 1 nicht vorliegen, ist der Kunde ver-
pflichtet, sie dem Grundversorger auf Anforderung mitzuteilen. Zusätzlich zu den Angaben nach 
Satz 1 Nummer 5 hat der Grundversorger den auf die Grundversorgung entfallenden Kostenanteil 
anzugeben, der sich rechnerisch nach Abzug der Umsatzsteuer und der Belastungen nach Satz 1 
Nummer 5 von dem Allgemeinen Preis ergibt, und diesen Kostenanteil getrennt zu benennen. Der 
Grundversorger hat die jeweiligen Belastungen nach Satz 1 Nummer 5 sowie die Angaben nach 
Satz 3 in ihrer jeweiligen Höhe mit der Veröffentlichung der Allgemeinen Preise nach § 36 Absatz 1 
Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes auf seiner Internetseite zu veröffentlichen. Auf die Veröf-
fentlichung der jeweiligen Höhe der in Satz 1 Nummer 5 Buchstabe c genannten Belastungen auf 
einer Informationsplattform der deutschen Übertragungsnetzbetreiber hat der Grundversorger er-
gänzend hinzuweisen. 
Zusätzlich ist in dem Vertrag oder der Vertragsbestätigung hinzuweisen auf  
1. die Allgemeinen Bedingungen der Grundversorgung und auf diese ergänzende Bedingungen, 

2. den Zeitraum der Abrechnungen, 
3. die Möglichkeit des Kunden, Ansprüche wegen Versorgungsstörungen gegen den Netzbe-

treiber nach § 6 Absatz 3 Satz 1 geltend zu machen, 
4.  Informationen über die Rechte der Kunden im Hinblick auf Verbraucherbeschwerden und 

Streitbeilegungsverfahren, die ihnen im Streitfall zur Verfügung stehen, einschließlich der für 
Verbraucherbeschwerden nach § 111b Absatz 1 Satz 1 des Energiewirtschafts-gesetzes ein-
gerichteten Schlichtungsstelle mit deren Anschrift und Webseite, und Informationen über die 
Verpflichtung des Grundversorgers zur Teilnahme am Schlichtungsverfahren,  

5.  die Kontaktdaten des Verbraucherservice der Bundesnetzagentur für den Bereich Elektrizität 
und Gas, sowie 

6. ein Muster der nach § 41g Absatz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes durch den Grundversor-
ger anzubietenden Abwendungsvereinbarung. 

Die Hinweise nach Satz 6 Nummer 4 und 5 sowie das Muster der Abwendungsvereinbarung des 
Grundversorgers nach Satz 6 Nummer 6 hat der Grundversorger auch auf seiner Internetseite zu 
veröffentlichen. Der Grundversorger hat das Muster der Abwendungsvereinbarung nach Satz 6 
Nummer 6 dem Kunden auf dessen Verlangen postalisch zu übersenden. § 41 Absatz 1 des Ener-
giewirtschaftsgesetzes bleibt unberührt. 
(4) Der Grundversorger ist verpflichtet, jedem Neukunden rechtzeitig vor Vertragsschluss und in 
den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 mit der Bestätigung des Vertragsschlusses sowie auf Verlangen 
den übrigen Kunden die Allgemeinen Bedingungen unentgeltlich auszuhändigen. Satz 1 gilt ent-
sprechend für die ergänzenden Bedingungen; diese hat der Grundversorger öffentlich bekannt zu 
geben und auf seiner Internetseite zu veröffentlichen. 
(5) Der Abschluss eines Grundversorgungsvertrages darf nicht davon abhängig gemacht werden, 
dass Zahlungsrückstände eines vorherigen Anschlussnutzers beglichen werden. 
 
§ 3 Ersatzversorgung 
(1) Für die Ersatzversorgung nach § 38 des Energiewirtschaftsgesetzes gelten die § 2 Absatz 3 
Satz 4, §§ 4, 5 Absatz 1, die §§ 5a bis 8, 10 bis 19 und 22 sowie für die Beendigung der Ersatzver-
sorgung nach § 38 Absatz 4 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes § 20 Absatz 3 entsprechend;  
§ 11 Absatz 2 gilt mit der Maßgabe, dass der Grundversorger den Energieverbrauch auf Grund ei-
ner rechnerischen Abgrenzung schätzen und den anteiligen Verbrauch in Rechnung stellen darf. 
(2) Der Grundversorger hat dem Kunden unverzüglich nach Kenntnisnahme den Zeitpunkt des Be-
ginns und des Endes der Ersatzversorgung in Textform mitzuteilen. Dabei hat er ebenfalls mitzu-
teilen, dass spätestens nach dem Ende der Ersatzversorgung zur Fortsetzung des Elektrizitätsbe-
zugs der Abschluss eines Bezugsvertrages durch den Kunden erforderlich ist; auf § 2 Absatz 2 ist 
hinzuweisen. 
 
Teil 2 - Versorgung 
§ 4 Bedarfsdeckung 
Der Kunde ist für die Dauer des Grundversorgungsvertrages verpflichtet, seinen gesamten lei-
tungsgebundenen Elektrizitätsbedarf aus den Elektrizitätslieferungen des Grundversorgers zu de-
cken. Ausgenommen ist die Bedarfsdeckung durch Eigenanlagen der Kraft-Wärme-Kopplung bis 
50 Kilowatt elektrischer Leistung und aus Erneuerbaren Energien; ferner durch Eigenanlagen, die 
ausschließlich der Sicherstellung des Elektrizitätsbedarfs bei Aussetzen der Grundversorgung die-
nen (Notstromaggregate). Notstromaggregate dürfen außerhalb ihrer eigentlichen Bestimmungen 
nicht mehr als 15 Stunden monatlich zur Erprobung betrieben werden. 
 
§ 5 Art der Versorgung; Änderungen der Allgemeinen Preise und ergänzenden Bedingungen 
(1) Welche Stromart (Drehstrom oder Wechselstrom) und Spannungsart für das Vertragsverhältnis 
maßgebend sein sollen, ergibt sich aus der Stromart und Spannung des jeweiligen Elektrizitätsver-
sorgungsnetzes der allgemeinen Versorgung, an das die Anlage, über die der Kunde Strom ent-
nimmt, angeschlossen ist. 
(2) Änderungen der Allgemeinen Preise und der ergänzenden Bedingungen werden jeweils zum 
Monatsbeginn und erst nach öffentlicher Bekanntgabe wirksam, die mindestens sechs Wochen 
vor der beabsichtigten Änderung erfolgen muss. Der Grundversorger ist verpflichtet, zu den beab-
sichtigten Änderungen zeitgleich mit der öffentlichen Bekanntgabe eine briefliche Mitteilung an 
den Kunden zu versenden und die Änderungen auf seiner Internetseite zu veröffentlichen; hierbei 
hat er den Umfang, den Anlass und die Voraussetzungen der Änderung sowie den Hinweis auf die 
Rechte des Kunden nach Absatz 3 und die Angaben nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 und Satz 3 
in übersichtlicher Form anzugeben. 
(3) Im Fall einer Änderung der Allgemeinen Preise oder ergänzenden Bedingungen hat der Kunde 
das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens der Änderungen zu kündigen. Änderungen der Allgemeinen Preise und der ergänzenden Be-
dingungen werden gegenüber demjenigen Kunden nicht wirksam, der bei einer Kündigung des 
Vertrages mit dem Grundversorger die Einleitung eines Wechsels des Versorgers durch entspre-
chenden Vertragsschluss innerhalb eines Monats nach Zugang der Kündigung nachweist. 
 
§ 5a Kalkulatorische Neuermittlung bei Änderungen staatlich gesetzter oder regulierter Belastun-
gen 
(1) Bei Änderungen der Belastungen nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5, die in die Kalkulation des 
Allgemeinen Preises eingeflossen sind, ist der Grundversorger unter Beachtung der geltenden ge-
setzlichen Bestimmungen berechtigt, die Allgemeinen Preise jederzeit neu zu ermitteln und dabei 



die Änderung in das Ergebnis der Kalkulation einfließen zu lassen. Sinkt der Saldo der Belastungen 
nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe a bis c, ist der Grundversorger abweichend von 
Satz 1 verpflichtet, die Allgemeinen Preise unverzüglich neu zu ermitteln und dabei den gesunke-
nen Saldo in das Ergebnis der Kalkulation einfließen zu lassen. Die Verpflichtung zur Neuermittlung 
nach Satz 2 entsteht in dem Zeitraum vom 15. Oktober bis 31. Dezember eines Jahres erst, wenn 
alle von Satz 1 erfassten Belastungen für das Folgejahr feststehen. 
(2) Sonstige Rechte und Verpflichtungen zur Neukalkulation und die Rechte und Verpflichtungen in 
Bezug auf Änderungen der Allgemeinen Preise sowie die Pflichten des Grundversorgers nach  
§ 5 Absatz 2 und die Rechte des Kunden nach § 5 Absatz 3 bleiben unberührt. 
 
§ 6 Umfang der Grundversorgung 
(1) Der Grundversorger ist im Interesse des Kunden verpflichtet, die für die Durchführung der 
Grundversorgung erforderlichen Verträge mit Netzbetreibern und, soweit nicht nach § 1 Absatz 1 
Satz 3 etwas anderes vereinbart ist, mit Messstellenbetreibern abzuschließen. Er hat die ihm 
möglichen Maßnahmen zu treffen, um dem Kunden am Ende des Netzanschlusses, zu dessen 
Nutzung der Kunde nach der Niederspannungsanschlussverordnung berechtigt ist, zu den jeweili-
gen Allgemeinen Preisen und Bedingungen Elektrizität zur Verfügung zu stellen. Die Elektrizität 
wird im Rahmen der Grundversorgung für die Zwecke des Letztverbrauchs geliefert. 
(2) Der Grundversorger ist verpflichtet, den Elektrizitätsbedarf des Kunden im Rahmen des  
§ 36 des Energiewirtschaftsgesetzes zu befriedigen und für die Dauer des Grundversorgungsver-
trages im vertraglich vorgesehenen Umfang nach Maßgabe des Absatzes 1 jederzeit Elektrizität 
zur Verfügung zu stellen. Dies gilt nicht,  
1. soweit die Allgemeinen Preise oder Allgemeinen Bedingungen zeitliche Beschränkungen vor-

sehen, 
2. soweit und solange der Netzbetreiber den Netzanschluss und die Anschlussnutzung nach § 

17 der Niederspannungsanschlussverordnung oder § 24 Absatz 1, 2 und 5 der Niederspan-
nungsanschlussverordnung unterbrochen hat oder 

3. soweit und solange der Grundversorger an der Erzeugung, dem Bezug oder der vertragsge-
mäßen Lieferung von Elektrizität durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, deren Be-
seitigung ihm nicht möglich ist, oder im Sinne des § 36 Absatz 1 Satz 3 des Energiewirt-
schaftsgesetzes wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, gehindert ist. 

(3) Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Elektrizitätsversorgung ist, soweit 
es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebs einschließlich des Netzanschlusses oder einer 
Störung des Messstellenbetriebes handelt, der Grundversorger von der Leistungspflicht befreit. 
Satz 1 gilt nicht, soweit die Unterbrechung auf nicht berechtigten Maßnahmen des Grundversor-
gers nach § 19 beruht. Der Grundversorger ist verpflichtet, seinen Kunden auf Verlangen unver-
züglich über die mit der Schadensverursachung durch den Netzbetreiber oder den Messstellenbe-
treiber zusammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als sie ihm bekannt sind 
oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können. 
 
§ 7 Erweiterung und Änderung von Anlagen und Verbrauchsgeräten; Mitteilungspflichten 
Erweiterungen und Änderungen von Kundenanlagen sowie die Verwendung zusätzlicher Ver-
brauchsgeräte sind dem Grundversorger mitzuteilen, soweit sich dadurch preisliche Bemessungs-
größen ändern. Nähere Einzelheiten über den Inhalt der Mitteilung kann der Grundversorger in er-
gänzenden Bedingungen regeln. 
 
Teil 3 - Aufgaben und Rechte des Grundversorgers 
§ 8 Messeinrichtungen 
(1) Die vom Grundversorger gelieferte Elektrizität wird durch die Messeinrichtungen nach den Vor-
schriften des Messstellenbetriebsgesetzes festgestellt. 
(2) Der Grundversorger ist verpflichtet, auf Verlangen des Kunden jederzeit eine Nachprüfung der 
Messeinrichtungen durch eine Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne des 
§ 40 Absatz 3 des Mess- und Eichgesetzes beim Messstellenbetreiber zu veranlassen. Stellt der 
Kunde den Antrag auf Prüfung nicht bei dem Grundversorger, so hat er diesen zugleich mit der An-
tragstellung zu benachrichtigen. Die Kosten der Prüfung fallen dem Grundversorger zur Last, falls 
die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, sonst dem Kunden. Der 
Grundversorger darf die Prüfung nicht von einer Vorleistung oder Sicherheitsleistung abhängig 
machen, wenn der Kunde Umstände darlegt, die Zweifel an der ordnungsgemäßen Funktion der 
Messeinrichtung begründen. 
 
§ 9 Zutrittsrecht  
Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis versehenen Beauftrag-
ten des Netzbetreibers, des Messstellenbetreibers oder des Grundversorgers den Zutritt zu sei-
nem Grundstück und zu seinen Räumen zu gestatten, soweit dies zur Ermittlung preislicher Be-
messungsgrundlagen oder zur Ablesung der Messeinrichtungen nach § 11 erforderlich ist. Die Be-
nachrichtigung kann durch Mitteilung an die jeweiligen Kunden oder durch Aushang am oder im 
jeweiligen Haus erfolgen. Sie muss mindestens eine Woche vor dem Betretungstermin erfolgen; 
mindestens ein Ersatztermin ist anzubieten. Der Kunde hat dafür Sorge zu tragen, dass die Mess-
einrichtungen zugänglich sind. 
 
§ 10 Vertragsstrafe 
(1) Verbraucht der Kunde Elektrizität unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der 
Messeinrichtungen oder nach Unterbrechung der Grundversorgung, so ist der Grundversorger be-
rechtigt, eine Vertragsstrafe zu verlangen. Diese ist für die Dauer des unbefugten Gebrauchs, läng-
stens aber für sechs Monate auf der Grundlage einer täglichen Nutzung der unbefugt verwendeten 
Verbrauchsgeräte von bis zu zehn Stunden nach dem für den Kunden geltenden Allgemeinen Preis 
zu berechnen. 
(2) Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kunde vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig die Verpflichtung verletzt, die zur Preisbildung erforderlichen Angaben zu machen. Die Ver-
tragsstrafe beträgt das Zweifache des Betrages, den der Kunde bei Erfüllung seiner Verpflichtung 

nach dem für ihn geltenden Allgemeinen Preis zusätzlich zu zahlen gehabt hätte. Sie darf längs-
tens für einen Zeitraum von sechs Monaten verlangt werden. 
(3) Ist die Dauer des unbefugten Gebrauchs oder der Beginn der Mitteilungspflicht nicht festzustel-
len, so kann die Vertragsstrafe in entsprechender Anwendung der Absätze 1 und 2 für einen ge-
schätzten Zeitraum, der längstens sechs Monate betragen darf, erhoben werden. 
 
Teil 4 - Abrechnung der Energielieferung 
§ 11 Verbrauchsermittlung 
(1) Für die Ermittlung des Verbrauchs für Zwecke der Abrechnung ist § 40a des Energiewirtschaftsge-
setzes anzuwenden. 
(2) Der Grundversorger kann den Verbrauch nach Absatz 1 auch ermitteln, wenn dies  
1. zum Zwecke einer Abrechnung nach § 12 Absatz 1, 
2. anlässlich eines Lieferantenwechsels oder 
3. bei einem berechtigten Interesse des Grundversorgers an einer Überprüfung der Ablesung 
erfolgt.  
 
§ 12 Abrechnung 
(1) Der Elektrizitätsverbrauch wird nach Maßgabe des § 40b Absatz 1 des Energiewirtschaftsge-
setzes abgerechnet. 
(2) Ändern sich innerhalb eines Abrechnungszeitraums die verbrauchsabhängigen Preise, so wird 
der für die neuen Preise maßgebliche Verbrauch zeitanteilig berechnet; jahreszeitliche Verbrauchs-
schwankungen sind auf der Grundlage der für Haushaltskunden maßgeblichen Erfahrungswerte 
angemessen zu berücksichtigen. Entsprechendes gilt bei Änderung des Umsatzsteuersatzes und 
erlösabhängiger Abgabensätze. 
(3) Im Falle einer Belieferung nach § 2 Absatz 2 ist entsprechend Absatz 2 Satz 1 eine pauschale 
zeitanteilige Berechnung des Verbrauchs zulässig, es sei denn, der Kunde kann einen geringeren 
als den von dem Grundversorger angesetzten Verbrauch nachweisen. 
 
§ 13 Abschlagszahlungen 
(1) Wird der Verbrauch für mehrere Monate abgerechnet, so kann der Grundversorger für die nach 
der letzten Abrechnung verbrauchte Elektrizität eine Abschlagszahlung verlangen. Diese ist antei-
lig für den Zeitraum der Abschlagszahlung entsprechend dem Verbrauch im zuletzt abgerechneten 
Zeitraum zu berechnen. Ist eine solche Berechnung nicht möglich, so bemisst sich die Abschlags-
zahlung nach dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde glaub-
haft, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, so ist dies angemessen zu berücksichtigen. 
(2) Ändern sich die Allgemeinen Preise, so können die nach der Preisänderung anfallenden Ab-
schlagszahlungen mit dem Vomhundertsatz der Preisänderung entsprechend angepasst werden. 
(3) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Abschlagszahlungen verlangt wurden, so ist der 
übersteigende Betrag unverzüglich zu erstatten, spätestens aber mit der nächsten Abschlagsfor-
derung zu verrechnen. Nach Beendigung des Versorgungsverhältnisses sind zu viel gezahlte Ab-
schläge unverzüglich zu erstatten. 
 
§ 14 Vorauszahlungen 
(1) Der Grundversorger ist berechtigt, für den Elektrizitätsverbrauch eines Abrechnungszeitraums 
Vorauszahlung zu verlangen, wenn nach den Umständen des Einzelfalles Grund zu der Annahme 
besteht, dass der Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt. 
Bei Verlangen einer Vorauszahlung ist der Kunde hierüber ausdrücklich und in verständlicher Form 
zu unterrichten. Hierbei sind mindestens der Beginn, die Höhe und die Gründe der Vorauszahlung 
sowie die Voraussetzungen für ihren Wegfall anzugeben. 
(2) Die Vorauszahlung bemisst sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden Abrechnungszeit-
raums oder dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, 
dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, so ist dies angemessen zu berücksichtigen. Erstreckt 
sich der Abrechnungszeitraum über mehrere Monate und erhebt der Grundversorger Abschlags-
zahlungen, so kann er die Vorauszahlung nur in ebenso vielen Teilbeträgen verlangen. Die Voraus-
zahlung ist bei der nächsten Rechnungserteilung zu verrechnen.  
(3) Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Grundversorger beim Kunden einen Bargeld- 
oder Chipkartenzähler oder sonstige vergleichbare Vorauszahlungssysteme einrichten. Die Anfor-
derungen an Vorauszahlungssysteme nach § 41 Absatz 2 Satz 2 und 3 des Energiewirtschaftsge-
setzes sind zu beachten. 
 
§ 15 Sicherheitsleistung 
(1) Ist der Kunde zur Vorauszahlung nach § 14 nicht bereit oder nicht in der Lage, kann der Grund-
versorger in angemessener Höhe Sicherheit verlangen. 
(2) Barsicherheiten werden zum jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs verzinst. 
(3) Ist der Kunde in Verzug und kommt er nach erneuter Zahlungsaufforderung nicht unverzüglich 
seinen Zahlungsverpflichtungen aus dem Grundversorgungsverhältnis nach, so kann der Grund-
versorger die Sicherheit verwerten. Hierauf ist in der Zahlungsaufforderung hinzuweisen. Kursver-
luste beim Verkauf von Wertpapieren gehen zu Lasten des Kunden. 
(4) Die Sicherheit ist unverzüglich zurückzugeben, wenn keine Vorauszahlung mehr verlangt wer-
den kann. 
 
§ 16 Rechnungen und Abschläge 
(1) Vordrucke für Rechnungen und Abschläge müssen einfach verständlich sein. Für Rechnungen und 
Abschläge ist § 40 Absatz 1 bis 4 des Energiewirtschaftsgesetzes maßgeblich. 
(2) Der Grundversorger hat in den ergänzenden Bedingungen mindestens zwei mögliche Zahlungs-
weisen anzugeben. Für die anzugebenden Zahlungsweisen ist § 41 Absatz 2 Satz 2 und Satz 3 des 
Energiewirtschaftsgesetzes anzuwenden. 
 
 



§ 17 Zahlung, Verzug 
(1) Rechnungen und Abschläge werden zu dem vom Grundversorger angegebenen Zeitpunkt, frühes-
tens jedoch zwei Wochen nach Zugang der Zahlungsaufforderung fällig. Einwände gegen Rechnungen 
und Abschlagsberechnungen berechtigen gegenüber dem Grundversorger zum Zahlungsaufschub 
oder zur Zahlungsverweigerung nur,  
1. soweit die ernsthafte Möglichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht oder 
2. sofern  

a) der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne ersichtlichen Grund mehr als doppelt 
so hoch wie der vergleichbare Verbrauch im vorherigen Abrechnungszeitraum ist und 

b) der Kunde eine Nachprüfung der Messeinrichtung verlangt 
und solange durch die Nachprüfung nicht die ordnungsgemäße Funktion des Messgeräts fest-
gestellt ist. 

§ 315 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt von Satz 2 unberührt. 
(2) Bei Zahlungsverzug des Kunden kann der Grundversorger, wenn er erneut zur Zahlung auffordert 
oder den Betrag durch einen Beauftragten einziehen lässt, die dadurch entstandenen Kosten für 
strukturell vergleichbare Fälle pauschal berechnen; die pauschale Berechnung muss einfach nachvoll-
ziehbar sein. Die Pauschale darf die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten 
nicht übersteigen. Auf Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen. 
(3) Gegen Ansprüche des Grundversorgers kann vom Kunden nur mit unbestrittenen oder rechtskräf-
tig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. 
 
§ 18 Berechnungsfehler 
(1) Ergibt eine Prüfung der Messeinrichtungen eine Überschreitung der Verkehrsfehlergrenzen oder 
werden Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages festgestellt, so ist die Überzahlung vom 
Grundversorger zurückzuzahlen oder der Fehlbetrag vom Kunden nachzuentrichten. Ist die Größe des 
Fehlers nicht einwandfrei festzustellen oder zeigt eine Messeinrichtung nicht an, so ermittelt der 
Grundversorger den Verbrauch für die Zeit seit der letzten fehlerfreien Ablesung aus dem Durch-
schnittsverbrauch des ihr vorhergehenden und des der Feststellung des Fehlers nachfolgenden Able-
sezeitraums oder auf Grund des vorjährigen Verbrauchs durch Schätzung; die tatsächlichen Verhält-
nisse sind angemessen zu berücksichtigen. Bei Berechnungsfehlern auf Grund einer nicht ordnungs-
gemäßen Funktion einer Messeinrichtung ist der vom Messstellenbetreiber ermittelte und dem Kun-
den mitgeteilte korrigierte Verbrauch der Nachberechnung zu Grunde zu legen. 
(2) Ansprüche nach Absatz 1 sind auf den der Feststellung des Fehlers vorhergehenden Ablesezeit-
raum beschränkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann über einen größeren Zeitraum fest-
gestellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch auf längstens drei Jahre beschränkt. 
 
Teil 5 - Beendigung des Grundversorgungsverhältnisses 
§ 19 Unterbrechung der Versorgung in besonderen Fällen 
Der Grundversorger ist berechtigt, die Grundversorgung ohne vorherige Androhung durch den 
Netzbetreiber unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde dieser Verordnung in nicht unerheblichem 
Maße schuldhaft zuwiderhandelt und die Unterbrechung erforderlich ist, um den Gebrauch von 
elektrischer Arbeit unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen zu 
verhindern. Die §§ 41f und 41g des Energiewirtschaftsgesetzes über die Unterbrechung der Ver-
sorgung bei Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung bleiben unberührt. 
 
§ 20 Kündigung 
(1) Der Grundversorgungsvertrag kann mit einer Frist von zwei Wochen gekündigt werden. Eine 
Kündigung durch den Grundversorger ist nur möglich, soweit eine Pflicht zur Grundversorgung 
nach § 36 Absatz 1 Satz 4 des Energiewirtschaftsgesetzes nicht besteht. 
(2) Die Kündigung bedarf der Textform. Der Grundversorger hat eine Kündigung des Kunden unver-
züglich nach Eingang unter Angabe des Vertragsendes in Textform zu bestätigen. 
(3) Der Grundversorger darf keine gesonderten Entgelte für den Fall einer Kündigung des Vertra-
ges, insbesondere wegen eines Wechsels des Lieferanten, verlangen. 
 
§ 21 Fristlose Kündigung 
Der Grundversorger ist in den Fällen des § 19 berechtigt, das Vertragsverhältnis fristlos zu kündigen, 
wenn die Voraussetzungen zur Unterbrechung der Grundversorgung wiederholt vorliegen. Bei wie-
derholten Zuwiderhandlungen nach § 41f Absatz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes ist der Grundver-
sorger zur fristlosen Kündigung berechtigt, wenn sie zwei Wochen vorher angedroht wurde; dabei ist 
§ 41f Absatz 1 Satz 2 und 3, Absatz 2 und 3 des Energiewirtschaftsgesetzes entsprechend anzuwen-
den. 
 
Teil 6 - Schlussbestimmungen 
§ 22 Gerichtsstand 
Gerichtsstand für die beiderseitigen Verpflichtungen aus dem Grundversorgungsvertrag ist der Ort 
der Elektrizitätsabnahme durch den Kunden. 
 
 
 

Ergänzende Bedingungen der Stadtwerke Elbtal 
GmbH  
zu der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Grundversor-
gung von Haushaltskunden und die Ersatzversorgung mit Elektrizität 
aus dem Niederspannungsnetz (Stromgrundversorgungsverordnung - 
StromGVV) - gültig ab 01.07.2026 
 

1. Abrechnung, Abschlagszahlungen und Zahlungsweisen (zu §§ 12, 13, 16 StromGVV) 
Die Abrechnung erfolgt durch die Stadtwerke Elbtal GmbH einmal pro Jahr über den von der  
Stadtwerke Elbtal GmbH bestimmten Zeitraum, der zwölf Monate nicht überschreitet und zum 
Ende des Lieferverhältnisses, soweit der Kunde keinen anderen von der Stadtwerke Elbtal GmbH 
angebotenen Abrechnungszeitraum mit der Stadtwerke Elbtal GmbH vereinbart hat.  
Die Stadtwerke Elbtal GmbH erhebt im Abrechnungszeitraum monatlich gleichbleibende Ab-
schlagszahlungen. Im Falle einer monatlichen Abrechnung erhebt die Stadtwerke Elbtal GmbH 
keine Abschlagszahlungen.  
Der Kunde ist berechtigt, seine fälligen Zahlungen an die Stadtwerke Elbtal GmbH wahlweise im 
Wege des Lastschriftverfahrens, mittels Dauerauftrags oder Überweisung (auch Barüberweisung) 
auf das mitgeteilte Konto zu leisten. 

 
2. Zahlungsverzug, Unterbrechung und Wiederherstellung der Versorgung  
(zu §§ 17, 19 StromGVV) 
 
Bei erneuter Zahlungsaufforderung wird folgende Pauschale berechnet: 

 
Der mit * gekennzeichnete Betrag unterliegt derzeit nicht der Umsatzsteuer. Weitergehende 
gesetzliche Ansprüche wegen Zahlungsverzug bleiben unberührt. 
Dem Kunden ist im Hinblick auf die vorgenannte Pauschale zudem der Nachweis gestattet, solche 
Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als die Höhe der Pauschale. 
 
Bei Unterbrechung sowie Wiederherstellung der Versorgung werden dem Kunden berechnet: 
Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Versorgung stellt die  
Stadtwerke Elbtal GmbH dem Kunden nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung. 
Ist die Durchführung einer Unterbrechung oder Wiederherstellung der Versorgung nicht möglich, 
insbesondere weil diese nicht mit den dafür vorgesehenen Absperrvorrichtungen vorgenommen 
werden kann oder der notwendige Zutritt zu den Messeinrichtungen oder zum Netzanschluss vom 
Kunden nicht gewährt wird, kann die Stadtwerke Elbtal GmbH die dadurch zusätzlich entstehen-
den Kosten nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung stellen, es sei denn, der Kunde hat die Um-
stände, die zur Entstehung dieser Kosten geführt haben, nicht zu vertreten. 
 
3. Kündigung (zu § 20 StromGVV) 
Eine Kündigung des Kunden soll mindestens folgende Angaben enthalten: Vertragskonto oder 
Marktlokations-Identifikationsnummer, neue Rechnungsanschrift (bei Umzug), Zählernummer, 
Name und Adresse des Eigentümers/Vermieters der bisherigen Lieferstelle (bei Umzug), Zähler-
stand zum Tag der Kündigung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

     netto brutto 

Mahnung  2,00 € 2,00 €* 



 

 

Vertragskonto 
 

 

Muster-Widerrufsformular 
 
 

(Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular aus und senden Sie es zurück.) 
 

 

An: 
Stadtwerke Elbtal GmbH 
Neubrunnstraße 8 
01445 Radebeul 
E-Mail an service@stadtwerke-elbtal.de 
 

Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen Vertrag über den Kauf  
der folgenden Waren (*)/ 
die Erbringung der folgenden Dienstleistung (*): ____________________________________________________ 
 
 

Bestellt am (*)/erhalten am (*): ____________________________________________________ 
 
 

Name des/der Verbraucher(s): ____________________________________________________ 
 
 

Anschrift des/der Verbraucher(s): ____________________________________________________ 
 
 

 ____________________________________________________ 
 
 

__________________                    ____________________________________________________ 
Datum Unterschrift des/der Verbraucher(s)  
 (nur bei Mitteilung auf Papier) 
 

(*) Unzutreffendes streichen 
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